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Satzung 
 

des 

 

Obst- und Gartenbauverein Rosenberg e.V.  
 

 

 

Der Verein führt den Namen Obst- und Gartenbauverein      

Rosenberg e.V., nachstehend kurz Verein genannt. 

 

Er hat seinen Sitz in Rosenberg und ist in das Vereinsregister 

beim Amtsgericht Ulm eingetragen. 

 

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnüt-

zige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwe-

cke“ der Abgabenordnung.  

 

Er ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirt-

schaftliche Zwecke.  

 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  
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§ 2 Ziele des Vereines  

• Förderung der Gartenkultur, mit Ausnahme des Erwerbsgar-
tenbaus, zugleich als Beitrag zur Landschaftsentwicklung, 
Landschaftsgestaltung und Landschaftspflege  

• Förderung des Liebhaberobstbaus und des    landschaftsprä-
genden Streuobstbaus  

• Förderung der Pflanzenzucht und Kleingärtnerei  

• Förderung der Heimatpflege und Ortsverschönerung durch 
Gartenbau und Grüngestaltung 

• Förderung eines wirksamen Umwelt-, Landschafts-, und Natur-
schutzes  

 

 

• eine fortlaufende Unterrichtung der Mitglieder auf den genann-
ten Gebieten  

• Durchführung von Lehrgängen, Fachvorträgen, Seminaren, 
Lehrfahrten oder ähnlichen Fachveranstaltungen wie Schnit-
tunterweisungen und Ausstellungen  

• Öffentlichkeitsarbeit durch Veranstaltungen, Presseberichte, 
Rundfunk und Fernsehen  

• Kontaktpflege mit kommunalen und staatlichen Stellen, Ver-
bänden und Institutionen gleicher, ähnlicher oder ergänzender 
Zielrichtung  

• Empfehlung und Werbung für den Besuch von Veranstaltun-
gen des Vereines, des Kreisverbandes (KOGV), sowie des 
Landesverbandes für Obstbau, Garten und Landschaft Baden– 
Württemberg e.V. (LOGL).  

(1) Ziele des Vereines bestehen insbesondere auf nachfolgenden 
Gebieten: 

(2) Diese Ziele werden erreicht durch:  
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§ 3 Mitgliedschaft  

• sich für die Durchführung der Vereinsaufgaben einzusetzen,  

• die Satzung und sonstige Entscheidungen der Vereinsgremien 
zu beachten und zu erfüllen, die Einrichtungen des Vereins bei 
deren Gebrauch schonend zu behandeln und die durch un-
sachgemäße Behandlung verursachten Schäden zu beseitigen 
bzw. zu ersetzen,  

• die Vereinsbeiträge entsprechend den Beschlüssen der Mit-
gliederversammlung zu entrichten.  

• Mitglieder können zu Tätigkeiten, die der Erreichung der Sat-
zungsziele dienen, verpflichtet werden.  

§ 4 Mitgliedsbeitrag  

Es ist ein Mitgliedsbeitrag zu entrichten. Über die Höhe der 

Jahresbeiträge der ordentlichen und fördernden Mitglieder, be-

schließt die Mitgliederversammlung.  

(1) Der Verein hat ordentliche Mitglieder mit und fördernde Mitglie-
der ohne Stimmrecht. Fördernde Mitglieder können natürliche 
oder juristische Personen sowie Firmen sein. 

(2) Über Anträge auf Aufnahme oder Ausschluss aus wichtigem 
Grund entscheidet der Gesamtvorstand, bei Ablehnung oder 
Widerspruch die Mitgliederversammlung. Die Mitgliedschaft er-
lischt durch Austritt, Ausschluss oder Auflösung des Vereines.  

(3) Die Mitglieder sind berechtigt Aufklärung und Rat in allen gar-
tenbaulichen Angelegenheiten einzuholen, die Einrichtungen 
und Vergünstigungen des Vereins in Anspruch zu nehmen, an 
den Vereinsveranstaltungen und Versammlungen teilzuneh-
men, gegebenenfalls aktiv mitzuwirken, das Wort zu ergreifen, 
Anträge zu stellen, abzustimmen und zu wählen.  

(4) Die Mitglieder sind verpflichtet:  
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§ 5 Verwendung der Mittel  

• Die Vereinsämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt  

• Bei Bedarf können Vereinsämter im Rahmen der haushalts-
rechtlichen Möglichkeiten gegen Zahlung einer Aufwandsent-
schädigung nach § 3 Nr. 26a EStG ausgeübt    werden.  

• Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit nach 
Abs. (2) trifft der Vorstand. Gleiches gilt für die Vertragsinhalte 
und die Vertragsbeendigung.  

• Der Vorstand ist ermächtigt, für Tätigkeiten für den Verein die 
Zahlung einer angemessenen Vergütung oder Aufwandsent-
schädigung zu bestimmen. Maßgebend ist die Haushaltslage 
des Vereins.  

• Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins 
einen Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB für solche 
Aufwendungen, die ihnen durch die Tätigkeit für den Verein 
entstanden sind. Hierzu gehören insbesondere Fahrtkosten, 
Reisekosten, Porto, Telefon usw.  

• Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb des 
Kalenderjahres seiner Entstehung geltend gemacht werden. 
Erstattungen werden nur gewährt, wenn die Aufwendungen mit 
Belegen und Aufstellungen, die prüffähig sein müssen, nach-
gewiesen werden.  

• Vom Vorstand können per Beschluss im Rahmen der steuer-
rechtlichen Möglichkeiten Grenzen über die Höhe des Aufwen-
dungsersatzes nach § 670 BGB festgesetzt werden. 

(1) Mittel des Vereines dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwe-
cke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwen-
dungen aus Mitteln des Vereines. Es darf keine Person durch 
Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder 
durch verhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
Die Mitglieder haben bei ihrem Ausscheiden keinen Anspruch 
auf das Vereinsvermögen.  

(2) Vergütungen für die Vereinstätigkeit  
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§ 6 Organe  

Organe des Vereines sind:  

• Die Mitgliederversammlung  

• Der Gesamtvorstand  

•  Der Vorstand im Sinne von § 26 BGB.  

§ 7 Mitgliederversammlung 

• den Jahresbericht und die Entlastung des Vorstandes,  
die Wahl des Vorstandes und der Kassenprüfer, 

• Satzungsänderungen,  

• die Festsetzung der Jahresmitgliedsbeiträge.  
 

Beschlüsse werden mit einfacher, Satzungsänderungen mit 

Zwei-Drittel-Mehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst. Bei 

Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Stimmenthal-

tungen werden wie nicht erschienene Mitglieder behandelt.  

(1) Die Mitgliederversammlung findet mindestens einmal jährlich, in 
der Regel im ersten Vierteljahr, statt. Sie ist mindestens zwei 
Wochen vorher durch Veröffentlichung im Mitteilungsblatt der 
Gemeinde Rosenberg unter Angabe der Tagesordnung einzu-
berufen.  

(2) Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist 
ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder be-
schlussfähig. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung hat 
innerhalb von einem Monat stattzufinden, wenn mindestens ein 
Viertel aller Mitglieder dies schriftlich unter Angabe des Zwecks 
und der Gründe beim Vorstand beantragen oder der Vorstand 
die Einberufung beschließt.  

(3) Die Mitgliederversammlung beschließt über:  
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§ 8 Gesamtvorstand  

• dem Vorstand im Sinne von BGB §26 

• dem Kassier  

• dem Schriftführer  

• und dem Beirat mit mindestens zwei weiteren ordentlichen 
Vorstandsmitgliedern.  

• die Beschlussfassung über Geschäftsführungsmaßnahmen 
(Geschäftsordnung)  

• die Verwaltung des Vereinsvermögens  

• die Vorbereitung der Mitgliederversammlung und anderer Ver-
anstaltungen  

• die Ernennung von Ehrenvorsitzenden und Ehrenmitgliedern.  

 

(1) Der Gesamtvorstand besteht aus:  
 

(2) Die Wahl erfolgt auf vier Jahre, Wiederwahl ist möglich. Nähe-
res regelt die Geschäftsordnung 

(3) Dem Gesamtvorstand obliegt:  

(4) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefasst.                 
Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.               
Der Gesamtvorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte der gewählten Mitglieder anwesend ist. 
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§ 9 Vorstand im Sinne von § 26 BGB      

§ 10 Kassenprüfer  

Die Kassenprüfung wird von zwei Mitgliedern, die nicht dem 

Vorstand angehören, vorgenommen.  

Sie werden jeweils jährlich von der Mitgliederversammlung be-

stellt.  

§ 11 Sitzungsniederschriften  

Über alle Sitzungen und Versammlungen der Organe sind Nie-

derschriften zu fertigen. Die gefertigten Niederschriften sind 

vom jeweiligen Versammlungsleiter und vom Schriftführer/in zu 

unterschreiben bzw. bei deren Verhinderung vom jeweiligen 

Protokollführer/in, die vor der Sitzung bzw. der Versammlung 

bestimmt werden.  

(1) Der Vorstand im Sinne von § 26 BGB besteht aus höchstens        
drei Vorsitzenden. Die Vorsitzenden vertreten den Verein ein-
zeln.  

(2) Die Vorsitzenden können einzelne Aufgaben auf einzelne Vor-
standsmitglieder zur Erledigung übertragen. Näheres dazu re-
gelt die Geschäftsordnung des Vereines.      
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§ 12 Satzungsänderung  

§ 13 Auflösung  

§ 14 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt mit der Eintragung beim Registergericht in 

Kraft.   

 

 

(1) Die Beschlussfassung über Änderung dieser Satzung obliegt 
der Mitgliederversammlung. Beabsichtigte oder beantragte Än-
derungen sind den Mitgliedern mit der Einladung zur Mitglieder-
versammlung schriftlich zur Kenntnis zu bringen. Die Be-
schlussfassung erfolgt mit Zwei-Drittel-Stimmenmehrheit der 
anwesenden Mitglieder.  

(2) Änderungen, die vom Registergericht oder Finanzamt gefordert 
oder empfohlen werden und den Wesenskern der Satzung nicht 
beeinflussen, können ebenso, wie redaktionelle Änderungen 
vom Gesamtvorstand beschlossen werden. Dies gilt auch für 
die Geschäftsordnung. Der nächsten Mitgliederversammlung ist 
ein solcher Beschluss bekannt zu geben.  

(1) Die Auflösung des Vereines ist nur in einer Mitgliederversamm-
lung möglich, die zu diesem Zwecke einberufen worden ist. Zur 
Auflösung ist eine Drei–Viertel–Mehrheit der anwesenden Mit-
glieder erforderlich. Kommt diese nicht zustande, so ist inner-
halb eines Monats eine außerordentliche Mitgliederversamm-
lung einzuberufen. Diese beschließt mit Zwei–Drittel–Mehrheit 
der anwesenden Mitglieder.  

(2) Bei Auflösung des Vereines oder bei Wegfall steuerbegünstig-
ter Zwecke fällt das Vermögen des Vereines an den Kreisver-
band der Obst- und Gartenbauvereine Aalen e.V. (KOGV), der 
es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke im 
Sinne des § 2 der Satzung zu verwenden hat.  
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Rosenberg, den 08. Oktober 2021  

 

 

Die Vorsitzenden:  

 

 

 

Gerhard Buczinski  Armin Lay   Dietmar Merz  

 

 

 

 

Protokollführer: 

 


